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Rechtsbeugung und Immunität

UwB SCHSTTTBR / KAMILA MATTHIES

Die wissenschaftlichen Wege des Jubilars haben sich mit meinen (Mitau-

tor Schefller) seit Mitte der neunziger Jahre mehrfach zufüllig gekreuzt,

worüber wir uns beide schon auf der Strafrechtslehrertagung in Berlin amü-

sierten. So hatten wir uns an der Wortlatrtgrenze getroffen.r vor allem aber
in den Niederungen des Rechtsbeugungstatbestandes. Insbesondere hatte es

uns offenbar gleich der damals spektakuläre Fall der ,,Mutter Courage"

angetan, einer Amtsrichterin aus Syke, die es gelegentlich - honible dictu!
- unterlassen hatte, gegen nächtliche Raser aufeiner gut ausgebauten Auto-

bahn automatisch Fahrverbot zu verhängen, und deshalb von einer forschen

Staatsanwaltschaft wegen Rechtsbeugung verfolgt wurde. (Seebode be-

sprach in der Jura2 das Urteil des BGH,3 das den Freispruch des LG Verden

bestätigte, den ich vorher in der NZV erörtert hatte.4) Denn später haben wir

beide uns zugleich dann dem - so erschien es jedenfalls auf den ersten Blick
- parallelen Fall eines fränkischen Amtsrichters gewidmet.s

Dass wir im Bereich der Rechtsbeugung häufig zu ähnlichen Ergebnissen
gekommen sind, war mir immer eine wichtige Bestätigung, hat sich der

Jubilar mit diesem tückischen Paragraphen doch viel länger als ich beschäf-

tigt, wie schon seine vielzitierte Doktorarbeit dokumentiert.6
Aber zur Rechtsbeugung gibt es einen Aspekt, der mich seit einiger Zeit

beschäftigt und den ich hier dem Jubilar zusammen mit meiner Mitautorin
(die ihn viel besser darlegen kann, findet er sich doch in einer Rechtsord-

nung, in der sie weit mehr als ich zu Hause ist) zu Gehör bringen möchte

die (aus deutscher Sicht) kaum verständliche, völlig abweichende Regelung

in unserem direkten Nachbarland Polen:

I  Schef l lerJura 1996,505; SeebodeJZ 1998,781.
z Seebode Jva 1997,418.
3  ̂ BGHNJw 1997,1455.
a S"h"nle, NZV 1996.479.
s Si.h" -BGHSI 44,28 m. Anm. Seebode J22000,319 und Anm. Schefiter JR 2000, 117.
6 Seebode Das Verbrechen der Rechtsbeugung, 1969; s. auch ders. JuS 1969, 204; ders.

zP.P 1973,239.
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I. Rechtsbeugung in Deutschland

Greifen wir zuvor die ,,unbegreifliche",7 ,,überraschende"s Erosion der

,,Beugung des Rechts" im heutigen $ 339 StGB, die ,,seit Jahrhunderten und

bis zu den Ansätzen der neuen Rechtsprechung im Jahre 1984 in Rechtspre-

chung, Lehre und Gesetzgebung einhellig nichts anderes meinte als jede

unrichtige Rechtsanwendung".e und gegen die sich der Jubilar in so man-

chen Veröffentlichungen massiv gestemmt hat, auf:

1. Eindeutige Unvertretbarkeit

Ausgangspunkt können hier die prägnanten Ausfi.ihrungen des Kammer-
gerichts zur Rechtsbeugung sein, das vor 20 Jahren ,,eindeutig ... Stellung

bezogen"r0 hat - im Sinne der sog. objektiven Theorie, die auch der Jubilar
propagiert und von der aus, so müsste man eigentlich meinen, klare Ergeb-

nisse zu erwarten sind:

,,Eine fehlerhafte Rechtsanwendung ist objektiv nur dann Rechtsbeugung, wenn

die Auffassung des Richters nicht einmal vertretbar erscheint; sind mehrere Inter-

pretationsmöglichkeiten gegeben, liegt der Tatbestand der Rechtsbeugung nur

dann vor, wenn die Grer:ze des Vertretbaren eindeutig überschritten worden ist."rl

Nun ist die Grenze des Vertretbaren offenbar sicher dann noch nicht er-

reicht, wenn die fragliche Auffassung auch von anderen vertreten wird; das

KG weiter (es ging um eine Mietsache):

,,Schon die StA hat aber in ihren Einstellungsbescheiden zutreffend daraufhinge-

wiesen, daß die Rechtsfrage, ob das Verschuldensprinzip auch auf die fristlose

Kündigung eines Mietverhältnisses wegen Zahlungsverzuges anzuwenden ist,

nicht völlig einheitlich beantwortet wird. In einem Kommentar (r'gl. Soergel,
BGB, ll. Aufl., $ 554 Rn. 5) wird auf einen Aufsatz von Derleder (NJW 1975,

1677) hingewiesen, der die Anwendung des Verschuldensprinzips - allerdings
gegen die ganz herrschende Meinung zu bejahen scheint."

Was irgendwo vertreten wird (oder auch nur vertreten zu werden

,,scheint"), ist also auch vertretbar. Und da Originalität auch in der Rechts-

7 Seebode Jwalgg7,420.
8 SeebodeJZ2000,320.
e Seebode Jura 1997 ,420.
to Seebode JR 1994, | .
l l K G N S t z  1 9 8 8 , 5 5 7 .
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wissenschaft - nochl2 - oberstes Gütekdterium ist, kann man von Disserta-
tionen angefangen bis zu Festschriftbeiträgen schon erstaunlich kühne
Rechtsauffassungen finden. Sogar in einer zunächst aussichtslos erschei-
nenden Strafuerteidigung in einer Rechtsbeugungssache kann es für den
Rechtsanwalt folglich ein hoffnungsvoller Ansatz sein, selbst am loco obs-
curo und in uralter Literatur zu suchen, ob nicht irgendein abseitiger Beitrag
existiert,l3 der das Handeln des Mandanten als ,,noch vertretbar" bezeichnen
lässt:

,,Der Beschuldigte hat sich dahin eingelassen, daß ihm dieser Aufsatz bekannt
gewesen sei und er auch wisse, daß in einem anderen Erläuterungswerk (vgl.
Sternel, Mietrecht IV, Rn. 268) dant ausgeflihrt wird, daß die Ansicht von Derle-
der mit beachtlichen Argumenten begründet sei."

Entgegen dem KG kann aber selbst dieser Zwischenschritt, der bei einer
erst nachfolgenden erfolgreichen Recherche auch nicht der Wahrheit ent-
spräche, weggelassen werden: Es geht nur um den objektiven Tatbestand
der Rechtsbeugung. Jedenfalls auf der Basis der herrschenden objektiven
Rechtsbeugungstheorie kann sich Handeln selbst in der sicheren, aber eben
irrttimlichen Überzeugung des,,Unvertretbarseins" aufgrund der besonderen
Deliktsstruktur des $ 339 StGB nur als (strafloses) Wahndelikt darstellen.

Ein Kollege bot mir deshalb einmal, als ich in einer Rechtsbeugungssache
verteidigte (im Scherz natürlich, aber an sich völlig konsequent), an, ,,einen
Aufsatz dazu zu schreiben". Ein solches nachträgliches Elaborat hätte den
Freispruch auf Grundlage dieser Rechtsprechung garantiert.

2. Bewusste Entfernung in schwerwiegender l[eise vom Gesetz

Nun geht der BGH - und vor allem hier setzt die Kritlk Seebodes an - be-
kanntlich noch ein gutes Stück weiter. Auch eine unvertretbare, von nie-
mandem vertretene Rechtsauffassung vorsätzlich zu vertreten, muss noch
längst nicht den Rechtsbeugungstatbestand des $ 339 StGB erfüllen;

,,Zweck der Vorschrift ist es, den Rechtsbruch als elementaren Verstoß gegen die
Rechtspflege unter Strafe zu stellen. Die Einordnung der Rechtsbeugung als
Verbrechenstatbestand indiziert die Schwere des Unwerturteils und führt in der
Regel im Falle der rechtskräftigen Verurteilung kraft Gesetzes zur Beendigung

l2 Jüngst erdummen sich auch Juristische Fakultäten, wissenschaftliche,,Leistungen" für die
Mittelzuweisung etwa nach der Zeichenzahl der Publikationen bemessen zu wollen, aber dies
ist ein anderes Thema.

13 Urn Mirrn".rtändnisse zu vermeiden: Genauso wenig, wie die NJW eine fragwürdige
Publikationsadresse ist, soll hier die Auffassung von Derleder als ,,abseitig" klassifiziert wer-
den (s. dazu SchefllerNS|Z 1996, S. 67 Fn. 4)!
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des Richter- oder Beamtenverhältnisses ($ 24 Abs. I DRiG, $ 24 Abs. 1 BRRG).
Mit dieser gesetzlichen Zweckbestimmung wäre es nicht zu vereinbaren, jede un-
richtige Rechtsanwendung und jeden Ermessensfehler in den Schutzbereich der
Norm einzubeziehen. Rechtsbeugung begeht deshalb nur der Amtsträger, der sich
bewußt in schwerwiegender Weise vom Gesetz entfernt und sein Handeln als Or-
gan des Staates statt an Recht und Gesetz an seinen eigenen Maßstäben ausrich-
tet."r4 Und dann unmissverständlich: ,,... die (bloße) Unvertretbarkeit einer Ent-
scheidung begründet eine Rechtsbeugung nicht."r5

Es hätte danach also genügt, wenn der Aufsatz des Kollegen dargelegt
hätte, dass ein solcher Rechtsverstoß nicht so elementar, die gebrochene

Norm nicht so wichtig sei. Auf die ,,untragbaren Ungewißheiten", die ,,un-
vorhersehbare Ungereimtheiten" nach sich zögen, hat der Jubilar mahnend
hingewiesen.r6

3. Offinsichtliche Verletzung von Menschenrechten

Doch damit ist die letzte Stufe noch nicht erreicht. Der BGH erweiterte
diese Rechtsprechung im Zusammenhang mit der justitiellen Aufarbeitung
des sog. DDR-Unrechts, vordergründig wegen Erfordernissen des Rückwir-
kungsverbotes. Danach wird die Bestrafung wegen Rechtsbeugung

,,auf Fälle zu beschränken sein, in denen die Rechtswidrigkeit der Entscheidung
so offensichtlich war und insbesondere die Rechte anderer, hauptsächlich ihre
Menschenrechte, derart schwerwiegend verletzt worden sind, daß sich die Ent-

scheidung als Willkürakt darstellt. Orientierungsmaßstab wird die offensichtliche
Verletzung von Menschenrechten sein ..."17

Auch der Jubilar konnte nicht umhin, hier an das Krähenprinzip zu den-
ken:r8 Der Rechtsprechung ,,haftet ein Hautgout an. Sie begünstigt wider
Text, Tradition und Geist des Gesetzes die Angehörigen der eigenen Be-
rufsgruppe."re

Ein Richter, der sich bei dieser Rechtslage der Rechtsbeugung überführen
lässt, hat, etwas pointiert, die bei diesem Verbrechenstatbestand unabweisli-
che Folge des Verlustes des Richteramtes ($ 24 Nr. I DRiG) schon wegen
exemplarischer Dummheit zu tragent

t a  BGHSI38 ,38 t  ( 383 ) .
I 5 -BGä NJw 1997, | 455 mit Hinweis auf .BGI1SI 4 l, 247 (25 I ) mwN.
'.o Siehe Seebode JR 1994,1 ff.; insbes. S. 3.
" BGgSt 40, 30 (41).
t8 Siehe Seebode Jura 1997 ,420 Fn. l'/ .
le Seebode Jura 1997,420.
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II. Richterliche Immunität in Polen

Jedoch sind mir zwischenzeitlich Zweifel gekommen, ob der deutsche
Rechtsbeugungsparagraph selbst in der beschriebenen ,,richterfreundlichen"
Auslegung wirklich als ein so außerordentlich ,,befremdliches Justizprivi-
leg" anzusehen ist, wie es der Jubilar im Anschluss an eine Formulierung
aus der strafrechtlichen Lehrbuchliteratur eingeschätzt hat.20

Ausgangspunkt ist die an meinem Frankfurter Lehrstuhl übliche Beschäf-
tigung auch mit Fragen des polnischen Rechts. Die Mitautorin Matthies (die
im Folgenden die Federführung dieses Beitrages übernehmen wird; die
wissenschaftliche Verantwortung tragen wir beide Autoren fi.ir den gesam-
ten Text), machte mich schon frühzeitig darauf aufmerksam, dass das polni-
sche Strafgesetzbuch, der ,,Kodeks karny" (KK) von 1997, keinen eigentli-
chen Rechtsbeugungstatbestand kennt.

Allerdings kann der polnische Richter gem. Art. 107 des Gesetzes über das Recht
der Struktur der ordentlichen Gerichte von 27. Juli 2001 (vergleichbar dem deut-
schen GVG) wegen eines Dienstvergehens, insbesondere wegen offensichtlichen
und groben Rechtsverletzungen, vor dem Disziplinargericht flir die Richterschaft
zur Verantwoltung gezogen werden. Als Disziplinarstrafe kommt nach Art. 109

$ 1 des genannten Gesetzes Ermahnung, Verweis, Verlust der ausgeübten Funkti-
on, Versetzung oder Amtsverlust in Betracht. Insofern kann der polnische Richter
selbst für kleinere Verstöße disziplinarisch zur Rechenschaft gezogen werden2l
weitergehend, als $ 26 DRiC dies in Deutschland zulässt.

In Art. 23 I KK ist dann noch weiter geregelt, dass ein Amtsträger d.h.
auch ein Richter -, der seine Befugnisse überschreitet oder seine Pflichten
nicht beachtet und zum Nachteil öffentlicher oder privater Interessen han-
delt, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft werden kann. Und ähn-
lich wie in Deutschland bei der Rechtsbeugung wird auch in Polen darüber
diskutiert, wie ,,schwer" die Überschreitung der Befugnisse sein muss, da-
mit sich der Amtsträger (Richter) wegen dieser Vorschrift strafbar macht:
Strafbar seien nur solche Verstöße, die als ,,gesellschaftsschädlich" einzu-
stufen sind.

Art. l8l der heutigen polnischen Verfassung und Art. 81 des Gesetzes
über das Recht der Struktur der ordentlichen Gerichte garantieren jedoch
dem Richter, dass er ohne Zustimmung des schon erwähnten Disziplinarge-
richts für die Richterschaft ohnehin nicht strafrechtlich verfolgt werden
darf. Der Richter darf grundsätzlich nicht festgehalten oder festgenommen

20 Seebode Jura 1997, 420; Bemmann/Seebode/Spendet ZRP lggT ,30':� .
'' Siehe Göral/Görniok PrzestQpstwa przeciwko instytucjom pairstwowym i wymiarowr

sprawiedliwoSci, Kommentar,2000, Art.23l Rn.7; WqsekKodeks kamy, Cz96ö szczeg5lna,
Kommentar, 2. Aufl. 2005, Art. 231 Rr. 9.
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werden (es sei denn, dass er auf frischer Tat ertappt wird und seine Fest-
nahme für das weitere Verfahren unentbehrlich ist). Bis zur Entscheidung

über die Bewilligung der strafrechtlichen Verfolgbarkeit sind nur die Maß-

nahmen erlaubt, die keine Verzögerung dulden.
Diese Richterimmunität, auch in anderen osteuropäischen Rechtsordnun-

gen nicht unbekannt, ist im polnischen Rechtssystem schon seit langer Zeit
fest verankert. Sie wurde bereits im Jahre 1921 durch die sog. polnische

Märzverfassung eingeltihrt. In der Zeit zwischen dem Ersten und Zweiten
Weltkrieg wurde die Richterimmunität sogar als ,,Unantastbarkeit" eines
Richters bezeichnet.22 Die Immunität schützt den Richter vor Strafverfol-
gung nicht nur wegen des Verdachts der Rechtsbeugung (bzw. des Versto-
ßes gegen Art.23l KK), sondern wegen aller möglichen anderen Straftaten
- ein ausgesprochen weitreichendes Privileg!

Die Immunität des Richters in Polen ist formeller Natur.23 Die Strafbar-
keit eines Richters für begangene Straftaten wird zwar nicht aufgehoben.
Eine strafrechtliche Verfolgung bzw. Ahndung und damit die Aufhebung

der Immunität hängt jedoch vom Zustimmungserfordernis des Disziplinar-
gerichts ab.2a

Damit in Polen die Immunität aufgehoben werden kann, müssen gem.

Art. 80 $ 2c des Gesetzes über das Recht der Struktur der ordentlichen Ge-
richte die Vorwürfe ,,hoch dringend" sein. Hierzu müssen vor allem hinrei-

chende Beweise fi.ir die begangene Straftat vorliegen. Erst wenn das Diszip-
linargericht diese Voraussetzungen bejaht, kann es überhaupt erwägen, die
Immunität aufzuheben. Eine Verpflichtung des Disziplinargerichts zur Auf-

hebung der Immunität besteht aber auch bei der Bejahung ,,hoch dringen-
der" Vorwürfe und dem Vorhandensein hinreichender Beweise gleichwohl

nicht.

l. Kritik

Diese Richterimmunität ist in Polen in den letzten Jahren zunehmend auf

heftige Kritik in der Öffentlichkeit gestoßen2s häufig angestoßen von

Journalisten.
Es wird einerseits bemängelt, dass generell Straftaten polnischer Richter

der Immunität unterworfen seien. Denn sie gilt auch für Straftaten, die der

"" y gl. Görecki http://www.krs.pVadmin/fi les/l 00 132.doc.
" 14 incz o r ek Komentarz do Konstytucj i, 2000, S. 23 7.
24 Winczorek Komenlarz do Konstytucji, 2000, S. 237 .
2s V gl. Görecki http://www.krs.plladmin/fi les/100 l32.doc.
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Richter völlig unabhängig von der Ausübung seines Amtes begangen hat,

z.B. Trunkenheitsfahrten.26

Darüber hinaus wird beanstandet, dass die Immunität rechtstatsächlich

nur relativ selten aufgehoben wird.27 Als ein Grund hierfrir wird angeführt,

dass die Disziplinargerichte ihrerseits mit Richter-,,Kol1egen" der Betroffe-

nen besetzt sind.28 Die Disziplinarrichter empl?inden zu den anderen Rich-

tern eine gewisse Solidarität.2e Es sei zu beobachten, dass die Disziplinarge-

richte ihre Entscheidung über die Aufhebung der Immunität bis zum Eintritt

der Verjährung des jeweiligen Vorwurfs hinausschieben. Der Redakteur des

Internetverlages ,,Afery Prawa", Raczkowski,30 nennt in diesem Zusammen-

hang den Begriff des ,,Verjährungsspiels" und kritisiert schroff:

,,Nur in ein paar von tausend Sachen wird das Verfahren bei den Disziplinarge-

richten (Disziplinarkammer) eingeleitet. Und da spielt man überwiegend auf Zett

und genauer gesagt ,aufVerjährung'. Es herrscht da eine gewisse Überzeugung

von Solidarität der richterlichen Clique, so wie bei einer Mafia alle für einen,

einer fi.ir alle. Der sich bestechenlassende Richter wird durch die (richterliche)

Immunität geschützt - d.h. eigentlich durch die Freunde wird er geschützt. Nur in

sehr extremen Fällen, wenn die Straftat von den Medien verfolgt wird und öffent-

lich wird, sind die Richterfreunde gezwungen, in der Sache zu erkennen und ein

Urteil zu ftillen (aber da man sich kennt [Beziehungen], nimmt man sowieso dar-

auf Rücksicht). So entziehen sich die Richter der Verantwortung nicht nur bei

Trunkenheitsfahrten, sondern auch im Falle einer Belästigung von Arbeitnehmer

oder sogar bei der sadistischen Misshandlung eigener Familienmitglieder."

a) Reform

Angesichts dieser harschen Kritik scheint also auch in Polen das sog.
Krähenprinzip nicht unbekannt zu sein. Im Gegenteil . Raczkowski geht in

seiner Ifuitik noch über dieses hinaus und spricht im Verhältnis von Diszip-
linargericht und betroffenen Richter-(Kollegen) sogar von Mafiastrukturen

26 Si"h" etwa Czabariski http:11209.85.129.104/search?q:cache:-CTYYXOm3WMJjacekcz

abanski.salon24.pl/10243,index.html+immunitet+sedzia+jazda+w+stanie&hl:de&ct-clnk&cd
:4&_gl:de. Zt Czabafish siehe unten Fn. 33.

'' vgl. Raczkowsti http:/iwww.aferprawa.com/index2.php?p:tekstyishow&dzial:sady&id
=  193 .

28 Vgl. Raczkowstl http://www.aferyprawa.com/index2.php?p:teksty/show&dzial:sady&id
:193 .

29 V gl. .u diesem Thema Raczkows ki http://www.aferyprawa.com/index2.php?p:teksty/

show&dzial-sady&id:l 93.
30 Vgl. Racrko*rfrl http://www.aferyprawa.com/index2.php?p:teksty/show&dzial:sady&id

=  193 .

J Z )



JZ+ Uwe Scheffler / Kamila Matthies

und Komrption3l- Worte, die in Deutschland so wohl niemandem über die

Lippen kommen. Kein Wunder, dass sich in Polen die Stimmen für eine

umfassende Reform mehren:

Domagalski betonte in einem Beitrag für die Zeitschrift Rzeczpospolita vom

20. September 2004, dass die Immunität ein Relikt des vergangenen Systems ist

und heute nicht mehr haltbar sei.32 Czabaitski33 weist in diesem Zusammenhang

darauf hin, dass die Richterimmunität ,,Verwunderung" bei den westlichen Län-

dem hervomrfe und typisch für die ostmitteleuropäischen Staaten sei. Es wider-

spreche der Idee einer Republik, wenn einige Menschen ,,über dem Recht stehen"

und über die strafrechtliche Verantwortung die ,,Kollegen" und nicht das Gericht

selbst entscheidet. Eine Anderung derjetzigen Rechtslage hat auch der Bürgerbe-

auftragte Kochanowski3a gefordert. Eine solche sei insbesondere deshalb notwen-

dig, weil es mehrere Fälle gebe, in denen ein Richter wegen seiner Immunität

nicht zur strafrechtlichen Verant$'ortung gezogen werden könne.l5 Er schlug eine

Mittellösung vor. Die Immunität solle an sich bestehen bleiben. Der Richter müs-

se sich aber zuerst auf seine Immunität berufen. Danach müsse das Disziplinarge-

richt diese bestätigen. Erst dann solle der Richter durch seine Immunität geschützt

werden.

Auch der damalige Justizminister Ziobro schlug am 13. Oktober 2006 ei-

ne Gesetzesänderung vor. Polen habe die weitestverstandene Immunität in

Europa, welche eingeschränkt werden müsse.36 Man solle sich an den Län-

dem orientieren soll, die keine Richterimmunität kennen. Er nannte als

Beispiel Deutschland.3T Es sei nicht nachvollziehbar, warum die Richter-

schaft im Hinblick auf das strafrechtliche Ermittlungsverfahren bevorzugt

behandelt werden soll. Da jedoch die gänzliche Abschaffung der Institution

der Immunität in absehbarer Zeit nicht durchsetzbar sei, solle die Immunität

wenigstens auf eine schnellere Art und Weise aufgehoben werden können.38

Über die Immunität eines Richters müsse deshalb innerhalb von 24 Stunden

31 Vgl. Ro"rko*rkihttpllwww.aferyprawa.com/index2.php?p:teksty/show&dzial=sady&id
-193.

32 Domagalski Rzeczpospolita vom 20.09.2004.
" Czabanski war Berater des ehemaligen Justizministers Ziobro, siehe http://jacekczabanski

.salon24.oll 10243.index.html.
3a http//www.rpo.gov.pl/pliki/ I I 8 I 047364.pdf.
r)- V gI. Kochanowskl http://www.rpo.gov.pl/pliki I 1 1 81047364.pdf .
'o Vgl. Interview mitZiobro in Radio Zet, in schriftlicher Form http:11209.85.129.104/search

?q:cache:4qe-Dg I LqwYJ:www.pis.org.pl/article .php%3Fid%3D704+krajowa+rada+immunite
t+stalinowskie&hl=de&ct-clnk&cd= I &gl-pl.

37 V gl. Ziobro http://serwisy.gaz eta.pllkrall 1,65648,41 782 I l.html.
38 Vgl. hi".ru http://prawo.money.pl/aktualnosci/wiadomosci/artykul/ziobro;za;ograniczenre

m;immunitetu;sedziow,209,0,243665.html.
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entschieden werden. Dies könne wenigstens verhindern, dass die Immuni-
tätsaufhebungsverfahren zu lange dauern.3e

Der Gesetzenßturf Ziobros wurde am 24. lr4.{'ai 200740 durch Anderung
des Art. 80 und Einfügung der Art. 80a $ l; 80b $ l, 80c in das Gesetz über
das Recht der Struktur der ordentlichen Gerichte Gesetz. Die Entscheidung
der Disziplinargerichte über die Aufhebung der Immunität (und Anordnung
der Untersuchungshaft) sollte danach gem. Art. 80a dieses Gesetzes im
Schnellverfahren (bis 24 Stunden) erfolgen. Voraussetzung dafüLr war, dass
der Richter einer Straftat verdächtig wird, die mit einer Freiheitsstrafe be-
droht ist, deren gesetzlich angedrohte Höchststrafe über acht Jahre liegt, und
außerdem der Staatsanwalt den Erlass eines Haftbefehls beantragt.ar Der
betroffene Richter hatte nach diesem Anderungsgesetz u.a. kein Recht, an
dem,,schnellen" Immunitätsauflrebungsverfahren teilzunehmen.a2 Sind die
speziellen Voraussetzungen des Art. 80a des Gesetzes über das Recht der
Struktur der ordentlichen Gerichte nicht gegeben, so muss das Gericht gem.
Art. 80 $ 2d des genannten Gesetzes über den Antrag auf Zustimmung zur
strafrechtlichen Verfolgbarkeit (das Gesetz spricht von ,,strafrechtlicher
Verantwortung") innerhalb von 14 Tagen entscheiden.

Diese Gesetzesänderungen wurden in der Richterschaft als ,,stalinistische
Lösung",a3 als ,,wahnsinnige ldee'aa und ,,Beleidigung" der Richterschaftas
bezeichnet. Auf diese Weise würden Richter mit ,,Fußballrandalen" gleich-
gestellt, die innerhalb von 24 Stunden verurleilt werden können.a6 Polen
könne doch nicht z.B. mit Frankreich oder Belgien verglichen werden, wo
es keine Richterimmunität gebe. Die Immunität solle - gerade zu heutigen
Zeiten die Gewähr der Unabhängigkeit von äußeren Einflüssen geben.aT

Die Richterimmunität werde durch dieses Gesetz illusorisch. Dadurch
würden die Richter eingeschüchtert.48 Die Anderungen beschränkten den
Richter in seiner Unabhängigkeit. Nur die Immunität garantiere seine Un-

39 Vgl. hierzu http://prawo.money.pl/aktualnosci/wiadomosci/anykullziobro;za;ograniczenre
m;immunitetu;se d2iow,209,0,243665.html.

40 Dziennik Ustaw 2001 Nr. 98 poz. 1070 mit Anderungen.
af Vgl. Rede des damaligen Justizministers Ziobro am 25.05.2001 im Femsehsender

TVlrl24; kritisch hierzu Gardocki Gazeta.pl vom 28.05.2007.
42 Vgl. hi".r, Siedleckacazeta Wyborcza vom 29.1 1.2008.
4l Vgl. hie.ru das in Radio Zet gegebene lnterview mit Ziobro, abdruckt unter http://209.85.

l29.l04lsearch'lq-cache:4qe- DglLqwYJ:www.pis.org.pl/article.phpoÄ3FidYo3D704+krajowa
+rada+immunitet+stalinowskie&hl:de&ct-clnk&cd- I &sl-ol.

4a Vgl. Carclorki hrtp:. /www.polityka.plrpolitykarindex jsp?place- Lead30&ncws- cat-id-44
8&news id-21 9829 &lay out: I 8&page:text.

as V gl. GardockL http://wiadomosci.gazeta.pl/wiadomosci/ I ,53600,41 8 t 894.html.
ab Vgl. Ganlocki Gazeta.pl vom 28.05.2007.
'' Vgl. Gardocki http://serwisy.gazeta.plltokfrn/2029020,54123,41 82028.htm1.
48 V gl. Gardockl http://wiadomosci.gazeta.pl/wiadomosci/1,53600,4 I 8 1 894.html.
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abhängigkeit und die Freiheit seiner Entscheidungen. Sie müsse davor

schütz;;, dass von Außen auf den Richter Druck, insbesondere durch die

Instrumentarien des Strafprozessrechts, ausgeübt werde. Er habe vor unnö-

tigen Ermittlungen geschitzt zu werden, die nur auf vagen Vorwürfen ba-

,i"."n. Nur auf diese Weise könnten die Gerichte ordnungsgemäß funktio-

nieren.4e

b) Gegenreform

Demzufolge beantragte der sog. Richterrat (eine organisation, die die

wahrung der Richterunabhängigkeit überwachen soll, vergleichbar mit dem

Deutschen Richterbund), die entsprechenden vorschriften des Gesetzes

über das Recht der Struktur der ordentlichen Gerichte frir verfassungswidrig

zu erklären.s0 Die Vorschriften verstießen gegen Art' 178 der polnischen

Verfassung, also gegen die Unabhängigkeitsgarantie eines Richters'

Das polnische Verfassungsgericht hat nun tatsächlich am 28. November

2007 iie vorschriften über die 24-Stunden-Gerichte für Richter (insbeson-

dere den Art. 80a) frir verfassungswidrig erklärt.sr Dabei hat das Verfas-

sungsgericht betont, dass ein solches schnelles verfahren die Gefahr mit

,i"libiing", dass die Disziplinargerichte entweder viel zu schnell und un-

überlegt tiber die Aufhebung der Immunität entscheiden oder die Aufhe-

bung Jeshalb ablehnen, weil sie zu wenig Zeit haben, sich mit der Sache

ordentlich zu befassen.52 Auch die Tatsache, dass der Richter kein Teilnah-

merecht an dem Aufhebungsverfahren hat, sei verfassungsrechtlich ztt be-

anstanden.53

Das polnische Verfassungsgericht hat zudem erwähnt, dass innerhalb der letzten

sechs Jahre insgesamt nur 2l Immunitätsauftrebungsanträge aus den Gründen, die

das neue Gesetz nennt, gestellt wurden. Für die insgesamt ca. 8.000 Richter in Po-

len sei das kein derartiger zustand, der die Einfiihrung von 24-Stunden-Gerichten

rechtfertigen würde. 5a

Art. 80 $ 2 des Gesetzes über das Recht der Struktur der ordentlichen Ge-

richte, also die Notwendigkeit der Entscheidung über die Zustimmung zur

strafrechtlichen verfolgbarkeit eines Richters innerhalb von 14 Tagen,

behielt dagegen Bestand'

49 Banaszak Prawo konstytucyjne, Rn. 520'
50 Vgl. A.,t.ug des Richterrates, http://www'trybunal'gov'pl/index2'htm'
sl Däs V".furrungsgericht Sygn. K 39i07 - bejahte einen Verstoß gegen formelle Verfah-

rensvorschriften.
s2 v gl. Siedlecka http://www gazetawyborcza'pl/ l,'7 6842,47 1 6594'html'
53 Kroner Rzeczpospolita vom 28.11.2007 '
s4 Vsl. hierzu KtonerRzeczpospolita vom 28'll'2007 '
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2. Befürwortung

Die Entscheidung, weitgehend zur umfassenden Immunität zurückzukeh-
ren, entspricht auch Stimmen in der Literatur und der Praxis, die die Rich-

terimmunität als zwingenden Bestandteil des Rechtssystems betonen.
Die Notwendigkeit der Richterimmunität hat aus diesem Blickwinkel vor

allem Göreckl,5s stellvertretender Vorsitzender des Richterrates, näher dar-
gelegt: Polen habe eine junge Demokratie. In Polen seien die Einflüsse der

Geschäftsleute und Politiker viel zu stark. Sie verfügen über verschiedene
außerprozessuale Mittel, den Richter zu beeinflussen. Er beruft sich in die-

sem Zusammenhang auf die gut funktionierende Richterimmunität in Litau-

en und Ungarn. Diese Länder haben auch wie Polen eine junge Demokratie'

Görecki stellt auch fest, dass das Fehlen der richterlichen Immunität in

anderen Ländern, wie z.B. Deutschland, zwingende Konsequenz abwei-

chender Rechtssysteme sei. In diesen Ländern genössen die Richter ohnehin

hohen Respekt in der Gesellschaft, so dass dort eine strafrechtliche Verfol-
gung praktisch so gut wie undenkbar sei.

Es wäre - so Görecki - vollkommen inakzeptabel, wenn ein polnischer Richter als

Beschuldigter in einem Privatklageverfahren angeklagt wäre, wo noch mögli-

cherweise als Kläger eine Person fungiert, die in einer seiner Rechtssachen unter-

legen ist. ln der jüngsten Zeit seien aber solche Versuche, auf den Richter mittels

einer Privatklage einzuwirken, öfter aufgetreten. Die Richterimmunität sei ein In-

strument, das vor einer solchen Beeinflussung schützen soll. Ein Richter dürfe in

seiner Arbeit nicht durch zweifelhafte Vorwürfe durch die Instrumente des Straf-
prozesses behindert werden.s6

Görecki appelliert schließlich, dass dann, wenn die Richterimmunität in

den schlechtesten Zeiten in der polnischen Geschichte funktioniert hat, ihre

Funktionalität gerade in der Demokratie nicht angezweifelt werden dürfte.57
Auch andere betonten, dass es in Ländern wie Deutschland, Frankreich

und Belgien deshalb keine Richterimmunität gebe, weil dort ,,niemals je-

mand auf die ldee kommen würde, einen Richter wegen zweifelhafter Vor-

würfe strafrechtlich zu belangen". Die Situation in Polen sei mit diesen

Ländern noch nicht vergleichbar.ss

s5 http://www.krs.pl/admin/fi les/ I 00 I 32.doc.
to Vgl. Göreckl http://www.krs.pl/admin/files/100132.doc; Il'altoi Rzeczpospolita vom

20.09.2004 sieht dagegen kein Risiko, dass das Strafverfahren gegen einen polnischen Richter

aussenutzt werden könnte.
s1 V gl. Gör""ki http://www.krs.pl/admin/fi les/1 001 32.doc.
s8 Si"h" hierzu den Beitrag in der Gazeta Wyborcza http://serwisy.gazeta.plll<raj11,65648,41

7821 l . h tm l .
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Hy2ytn hebt in der ,,Zycie Wielkopolski" die Aussage Dehmels' Leiter der

Kontrollabteilung des wojewodschaftsamtes Poznah, hervor, dass die Hoff-

nung in den jüngeren Richtern liege. Sie hätten eine andere Mentalität, so

dass sich die Situation in Polen langsam verändere. Sie zitiert aber auch die

Aussage des Verfassungsgerichtspräsidenten, der die Marktwirtschaft, den

Kapitalismus und andere neue Lebensbedingungen als einen Gefahrfaktor

für die Unabhängigkeit des Richters sieht.

III. Schlussbetrachtung

Unsere kleine Tour d'Horizon durch die aktuelle polnische Diskussion

dürfte klargestellt haben: Die Richterimmunität mag ein geeignetes, viel-

leicht sogar erforderliches Mittel für ein Land ohne langiährig gefestigte

demokratische und rechtsstaatliche Tradition sein. Hier kann die richterliche

unabhängigkeit gegebenenfalls die Absicherung benötigen, dass kein Rich-

ter fürchten muss, auch nur indirekt strafrechtlich unter Druck gesetzt zu

werden. Die eigentlich maßlos übertrieben erscheinende Reaktion, den

Gesetzentwurt Ziobros gleich als ,,stalinistische Lösung" zu bezeichnen,

mag hiervon Zeugnis ablegen.
Demgegenüber genügt es in ,,reifen" Staats- und Rechtsordnungen ange-

sichts der sog. Sperrwirkung des Rechtsbeugungstatbestandes - Seehode

spricht hierbei prägnant von ,,Schutzfunktion"60 - bzgl. tateinheitlich ver-

wirklichter Tatbestände (2.B. Freiheitsberaubung bei gesetzwidrig angeord-

neter Untersuchungshaft),6r den Richter davor in Obhut zu nehmen' für

Fehler, liir bloße Rechtsirrtümer strafrechtlich verfolgt zu werden.

Soweit die Theorie. Reichte aber in Deutschland tatsächlich der Schutz

des Richters durch einen ,,schlanken" Rechtsbeugungstatbestand, wie vom

Jubilar so nachdrücklich eingefordert? Immerhin wäre zu bedenken, dass

immer wieder aus Kreisen der Politik mit dem Rechtsbeugungsparagraphen

(und der Entlassung aus dem Beamtenverhältnis als ,,Annex"!) gedroht

wird, missfüllt eine Entscheidung. Die Schelte etwa des ,,Kruzifix"-Urteils
des BVerfG sowie der,,sitzblockaden"- oder,,soldaten-sind-Mörder"-

Entscheidungen des BGH aus den l990er Jahren sind noch gut im Gedächf

nis.62 Doch es trifft nicht nur Bundesrichter, sicher stark genug, solche An-

würfe zu ignorieren. In Brandenburg etwa wünschen regional mächtige

Parteigeneralsekretäre lautstark auch ,,kleine" Amtsrichter auf der Anklage-

59 http://www.mateusz.pl.wdrodze/nr33211 0-wdr.htm.
6o Seehode Jura 1997,421.
6r Si"he etvta OLG DüsseldorfNJW 1990,1374-
62 Si"h" näher SchefilerNstz 1996,10.
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bank zu sehen, wenn die in Betäubungsmittel-Sachen nicht ihren Law-and-

Order-Vorstellungen entsprechend ruck-zuck aburteilen.6s
Wäre es ein Wunder, wenn die BGH-Richter es auch angesichts solcher

leider bei uns noch immer existenten politischen Kultur flir erforderlich

erachteten, durch exzessive Auslegung des $ 339 SIGB einen Schutzzaun

als eine Art Immunisierung um inkriminierte Kollegen zu bauen?

o' Siehe Tagesspiegel vom 1'7.07.2004.
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